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Betreff:

Baubeschluss - Neubau Förderschule Astrid Lindgren, Standort Ludwig-
Bethcke-Straße 11, 06132 Halle (Saale)

 
 

Beschlussvorschlag:
 

1. Der Beschluss des Stadtrates vom 28.09.2022, Vorlagen-Nr. VlI/2022/04390
(Variantenbeschluss) wird aufgehoben.

 
2. Der Stadtrat beschließt, für den Neubau der Förderschule „Astrid Lindgren" am

Standort Ludwig-Bethcke-Straße 11, 06132 Halle (Saale) mit integriertem Hort für
insgesamt 200 Schülerinnen und Schüler sowie 90 Hortplätze, auf einen weiteren
Variantenbeschluss zu verzichten.

 
 
 

TOP:
Vorlagen-Nummer: VIII/2026/02524
Datum: 04.05.2026
Bezug-Nummer.
PSP-Element/ Sachkonto: 1.11174.03/58110220
Verfasser: FB Immobilien
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3. Der Stadtrat beschließt die Realisierung des Neubaus Förderschule „Astrid Lindgren“
am Standort Ludwig-Bethcke-Straße 11, 06132 Halle (Saale) mit integriertem Hort für
insgesamt 200 Schülerinnen und Schüler sowie 90 Hortplätze in einem
Gesamtwertumfang von 26.497.200 € (brutto) vorbehaltlich der
Haushaltsgenehmigung 2026.

 
 
 
 
 
Dr. Judith Marquardt
Beigeordnete für Kultur und Sport
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Darstellung finanzielle Auswirkungen

Für Beschlussvorlagen und Anträge der Fraktionen

 

Finanzielle Auswirkungen

Aktivierungspflichtige Investition

 

 

 

 

 ja

 ja

 

 

 

 

 nein

 nein

 

Ergebnis Prüfung kostengünstigere Alternative

 Die ursprüngliche Variante L.-Bethcke-Str. und A.-Lamprecht-Str. wurde im Zuge der Optimierung des

Raum- und Funktionsprogramms überprüft. Die jetzt vorgestellte Variante stellt die wirtschaftlichste

Variante zur Erfüllung des Raum- und Funktionsprogramms dar.

 

Folgen bei Ablehnung

 Auf Grund der steigenden Schülerzahlen ist bei Ablehnung der geplanten Baumaßnahme die

Beschulungsfähigkeit in den folgenden Schuljahren nicht mehr gegeben. Damit kann die Stadt Halle

(Saale) ihre Pflichtaufgaben als Schulträger nach § 64 SchulG LSA nicht erfüllen.

 
 

A Haushaltswirksamkeit HH-Jahr ff.

 

Jahr Höhe (Euro) Wo veranschlagt

(Produkt/Projekt)

 

 

Ergebnisplan

Ertrag (gesamt)

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

Aufwand 

(gesamt)

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

Finanzplan

Einzahlungen

(gesamt)

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

  
Auszahlungen

(gesamt)

bis 2025

 2026

 2027

 2028

 2029

 1.023.802,49

 1.401.200,00

 6.793.200,00

 12.275.200,00

 5.003.800,00

 8.22101020.700

 8.22101020.700

 8.22101020.700

 8.22101020.700

 8.22101020.700
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B Folgekosten (Stand:       ab Jahr Höhe

(jährlich, 

Euro)

Wo veranschlagt

(Produkt/Projekt)

Nach Durchführung

der Maßnahme zu

erwarten

Ertrag (gesamt)

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

Aufwand (ohne 

Abschreibungen)

      

 2029

      

      

      

      

 385.562,78

      

      

      

      

 1.22101.11

      

      

      

Aufwand 

(jährliche  

Abschreibungen)

      

 2029

      

      

      

      

 624.549,35

      

      

      

      

 1.22101.11

      

      

      

 
Auswirkungen auf den Stellenplan  ja  nein

Wenn ja, Stellenerweiterung:        Stellenreduzierung:      

   

Familienverträglichkeit:  ja  

Gleichstellungsrelevanz:  ja  

 
Klimawirkung:  positiv  keine  negativ

 
Haushaltskonsolidierungsrelevant  ja  nein
 
Erläuterung:

 Mit Umsetzung der Baumaßnahme erfüllt die Stadt Halle (Saale) die kommunalen Pflichtaufgaben als 
Schulträger im eigenen Wirkungskreis nach § 64 Abs. 3 SchulG LSA.
 
 Nach § 64 Abs. 1 SchulG LSA (Stand Januar 2026) umfasst die materielle Ausgestaltung dieser 
Schulträgerschaft insbesondere folgende kommunale Pflichtaufgaben:
 - Errichtung und Unterhaltung: Die Schulträger sind verpflichtet, die für den Schulbetrieb erforderlichen
   Schulanlagen und Einrichtungen zu errichten, zu unterhalten und ordnungsgemäß zu bewirtschaften.
 - Bereitstellung der Ausstattung: Hierzu gehört die Bereitstellung der notwendigen Lehr- und Lernmittel
   sowie der technischen Ausstattung (z. B. digitale Infrastruktur).
 - Die Planzahlen in den Jahresscheiben haben sich geändert, weil der Finanzplan kassenwirksam
   geplant wurde.
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Begründung:

1. Ausgangslage und Planungsstand
 
Der Stadtrat der Halle (Saale) hat den Schulentwicklungsplan für die Schuljahre 2022/2023
bis 2026/2027 behandelt. Auf dieser Grundlage wurde für die Förderschule ein zweizügiger
Bedarf mit insgesamt 200 Schülerinnen und Schülern (SuS) ermittelt, was eine Überlastung
des Schulgebäudes bedeutet. Da der Schule am jetzigen Standort August-Lamprecht-Straße
15 über die vorhandenen Unterrichtsräume keine weiteren pädagogischen Nutzungsräume
zur Verfügung stehen, besteht hier dringender Entlastungsbedarf.
 
Der ursprüngliche Planungsansatz sah eine Realisierung in zwei Bauabschnitten vor:

 Bauabschnitt 1 (BA1): Rückbau des Bestandsgebäudes am Standort Ludwig-
Bethcke-Straße 11 und Neubau einer Schule für 144 Schülerinnen und Schüler mit
integriertem Hort für 90 Kinder.

 Bauabschnitt 2 (BA2): Modernisierung des Bestandsgebäudes am Standort August-
Lamprecht-Straße 15 zur Beschulung von 56 Schülerinnen und Schülern.

 Die Ausschreibung der Planungsleistungen erfolgte auf Grundlage des zuvor
gefassten Variantenbeschlusses sowie der daraus abgeleiteten planerischen
Zielstellungen.

 Im Rahmen der Bearbeitung der Leistungsphasen 1 bis 3 gemäß der
Honorarordnung für Architekten und Ingenieure wurde das zugrunde liegende Raum-
und Funktionsprogramm in enger Abstimmung mit der Schulleitung sowie der Leitung
des Hortes überprüft und fachlich weiterentwickelt. Ziel dieses
Abstimmungsprozesses war es, die räumlichen Anforderungen unter
Berücksichtigung pädagogischer, organisatorischer und betrieblicher Belange zu
präzisieren und bedarfsgerecht zu optimieren.

 Im Ergebnis dieser Überprüfung hat sich die Umsetzung des Raum- und
Funktionsprogramms an einem gemeinsamen Standort sowohl aus schulfachlicher
und pädagogischer Sicht als auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
(Einsparungspotential von 6.566.000 Euro) als Vorzugsvariante herausgestellt.

 Die weitere Planung orientiert sich daher an dieser Variante und bildet die Grundlage
für die nachfolgenden Planungsschritte.

 

2. Neuordnung des Baukonzeptes
 
Kern des neuen Ansatzes ist die vollständige Zusammenführung aller schulischen
Nutzungen am Standort Ludwig-Bethcke-Straße 11. Künftig werden dort sämtliche 200
Schülerinnen und Schüler sowie der Hort für 90 Kinder untergebracht. Die Modernisierung
des Bestandsgebäudes in der August-Lamprecht-Straße 15 entfällt vollständig. Durch die
Zusammenlegung der bisherigen Raum- und Funktionsprogramme konnten insbesondere
Verwaltungs-, Funktions- und Nebenflächen deutlich reduziert werden. Doppelte
Infrastrukturen entfallen. Die Bruttogrundfläche wird gegenüber der ursprünglichen
Zweistandortlösung signifikant verringert. Diese strukturelle Optimierung führt zu einer
erheblichen Reduzierung der Gesamtinvestitionskosten bei gleichzeitiger Sicherstellung des
schulfachlich erforderlichen Raumprogramms.
 

3. Baufachliche Grundkonzeption
 
Das bestehende Gebäude (ehemalige Polizeistation, Typ KK-KG/72-144) weist einen
erheblichen baulichen und brandschutztechnischen Sanierungsbedarf auf. Unter
Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit sowie des Variantenbeschlusses VII/2022/04390 ist
der vollständige Rückbau vorgesehen.
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Für diesen Schultyp existieren keine Muster-Bauprogramme, so dass die Planungsvorgaben
im Wesentlichen im Dialog mit der Schulleitung der bestehenden Einrichtung entwickelt
wurden. Eine Besonderheit dieses Schultyps besteht darin, dass offene Unterrichtsformen
mit wechselnden Bezugsgruppen für die Zielgruppe mit spezifischen Beeinträchtigungen
nicht geeignet sind.
 
Der vorliegende Planentwurf für das beabsichtigte Bauvorhaben wurde unter
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten sowie der funktionalen und rechtlichen
Anforderungen entwickelt.
 
Der Baukörper ist entlang der L.-Bethcke-Straße ausgerichtet und reagiert damit auf die
städtebauliche Situation vor Ort. Aufgrund der sehr begrenzten Grundstücksgröße war eine
besonders flächeneffiziente und zugleich funktional optimierte Planung erforderlich.
 
Die Planung wurde frühzeitig und fortlaufend mit der Stadtplanung abgestimmt. Dabei wurde
ein besonderer Fokus auf einen achtsamen Umgang mit dem angrenzenden Stadtteilpark
sowie den umliegenden Grünstrukturen gelegt. Ergänzend erfolgte die Entwicklung des
Entwurfs in enger Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde (UNB), um den
naturschutzrechtlichen Anforderungen umfassend Rechnung zu tragen. Aufgrund der
Orientierung und Optimierung von Abläufen wurde der Entwurf als 2-hüftige Anlage mit
Mittelflurerschließung entwickelt. Diese Struktur gewährleistet eine klare Organisation der
Nutzungen sowie kurze Wege innerhalb des Gebäudes.
 
Im Erdgeschoss sind sowohl die schulischen Nutzungen als auch ein Hort vorgesehen. Die
funktionale Gliederung folgt dabei einem klaren Prinzip: Sämtliche Klassenräume sind zum
Garten hin ausgerichtet, während die Funktions- und Nebenräume zur Straßenseite
angeordnet sind. Hierdurch werden sowohl eine ruhige Lernumgebung als auch eine
effiziente Gebäudelogistik sichergestellt. Jeder Klassenraum ist mit einem eigenen
Sanitärbereich ausgestattet und baulich so konzipiert, dass eine Beschulung von
bettlägerigen Schülerinnen und Schülern uneingeschränkt möglich ist.
 
Der Gestaltungsbeirat hat sich bereits im September 2024 mit dem vorliegenden Entwurf
befasst. Die Mitglieder würdigen diesen ausdrücklich als „professionellen, optimierten Beitrag
für diese Bauaufgabe“.
 
Auf Grund der Bodenbeschaffenheit und der vorherrschenden Grundwassersituation ist der
Neubau als Flachgründung ohne Unterkellerung geplant. In der Ausführung "Weißer Wanne"
entstehen ca. 20 % höhere Baukosten gegenüber der Ausführungsvariante "Schwarze
Wanne". Die doppelte Nutzungsdauer von bis zu 80 Jahren macht die "Weiße Wanne"
dennoch zur ersten Wahl bei der Ausbildung der Bodenplatte. Damit kann über einen langen
Zeitraum ein störungsfreier Schulbetrieb garantiert werden. Im Sinne von Wirtschaftlichkeit
und Nachhaltigkeit werden die Decken und Dachdecke als Spannbetonhohldeckenplatte
ausgeführt, die tragenden Außen- und Innenwände, sowie Treppenläufe und -podeste im
Neubau werden in Stahlbeton ausgeführt. Bei der Materialwahl wird konsequent auf den
Einsatz von recyceltem Material geachtet.
 
Im Vorfeld zur Entscheidung über die Ausführungsvariante der Fassade wurden
umfangreiche Untersuchungen angestellt. Dabei wurden viele Aspekte wie zum Beispiel
Wirtschaftlichkeit, Ästhetik, Beständigkeit, Brandschutz, Wartungsintervalle und
Nachhaltigkeit gewichtet und bewertet. Am Ende hat sich eine naturbelassene, vorvergraute,
vertikale Holzbekleidung mit Horizontalblechen zur Sicherung des Brandschutzes als beste
Option herausgestellt. Weitere Vorzüge der Holzfassaden sind der optische Dialog zum
Stadtteilpark "Grüne Mitte", die visuelle Zusammengehörigkeit der beiden Baukörper im
Quartier sowie die optische Alleinstellung in der Umgebung, welche den SuS eine bessere
Orientierung ermöglicht. Weiterhin bedürfen diese keiner turnusmäßigen Anstriche, was die
Folgekosten für die Instandhaltung minimiert. 
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Die natürliche Vergrauung durch Oxidation und Verankerung von natürlichen Ölen im Holz
erzeugt eine stark wasserabweisende und gegen Pilzbefall geschützte Fassade. Es kommt
nicht zum Abblättern von Beschichtungen. Als Grundlage für die Einschätzung über die
Lebensdauer von 50 Jahren wurde die Tabelle über die Nutzungsdauer von Bauteilen für
Lebenszyklusanalysen nach dem Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen (BNB) des
Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung, Geschäftsstelle Nachhaltiges Bauen
herangezogen. Der Sockelbereich mit Dämmung und Putzbeschichtung wird entsprechend
den gültigen Regeln der Technik geplant und optimal gegen Schlagregen, Spritzwasser und
Bodenfeuchte geschützt, so dass die Fassade jederzeit abtrocknen kann und keine
Fäulnisschäden entstehen.
 
Die Ausführung der Fenster und Außentüren ist in Aluminium geplant, da diese als
besonders wartungsarm, widerstandfähig im täglichen Umgang gelten und in Kombination
mit einer Zweischeibenverglasung die Vorgaben des GEG erfüllen. Im Dachgeschoss
ergänzen Oberlichtkuppeln im offenen Lernbereich die natürliche Belichtung und Belüftung.
 
Zur Erfüllung des sommerlichen Wärmeschutzes werden für alle Unterrichts-, Verwaltungs-
und Aufenthaltsräume außenliegender Sonnenschutz geplant. Der architektonische Entwurf
berücksichtigt eine ausreichende, optimale und natürliche Belichtung der Unterrichtsräume
über manuell zu öffnende Fenster. Über die Fensterflächen wird der Nachweis zur
Stoßlüftung aller Räume problemlos erbracht. Eine Querlüftung ist über die Koppelung
gegenüberliegender Räume zusätzlich möglich. Bei mindestens einem Fensterflügel pro
Unterrichtsraum und konsequenter Ausnutzung der Querlüftungsmöglichkeiten wird durch
starre Lüftungslamellen eine optimale Nachtauskühlung erreicht.
 
Die Dachfläche des Neubaus ist als Flachdach mit Gefälledämmung und als Gründach mit
extensiver Begrünung sowie der Möglichkeit zur Aufnahme von PV-Anlagen geplant.
Dadurch werden positive Auswirkungen auf die Umwelt und das Gebäude erzielt. Rückhalt
und Speicherung des anfallenden Regenwassers, Kühlung des Daches durch Verdunstung/
verminderte Sonneneinstrahlung, Verbesserung der Luftqualität durch Filterung von
Feinstaub sowie Photosynthese als Beitrag zur Verbesserung des Mikroklimas und
Lebensraum für Kleintiere. Die Dachentwässerung erfolgt über außenliegende Fallrohre und
Attikaschnellabläufe. Die notwendigen Fallrohre, sowie die Blitzschutzableitungen werden
innerhalb der vorgehängten Fassade geführt. 
 
Im Innenbereich werden notwendige nichttragenden Trennwände als Trockenbauwände mit
einem Malervlies und Anstrich hergestellt. Im Sockelbereich werden die Wände mit einem
abwischbaren Sockel ausgestattet. Die Ausführung der Innentüren ist je nach Vorgabe der
Brandschutzanforderungen als Stahl-, Holz- und Alu-Glastüren geplant.
 
Der Neubau erhält einen Standardfußbodenaufbau mit Fußbodenheizung. Pflegeleichte
natürliche Linoleumbeläge werden durchgehend in allen Unterrichts-, Gruppen- und
Verwaltungsräumen verlegt und verleihen jeder Etage einen einheitlichen Charakter. 
 
In allen Geschossen erhalten die Sanitärbereiche Fußbodenfliesen sowie Wandfliesen im
Bereich von Sanitärobjekten und im Spritzwasserbereich. 
 
Um eine optimale Raumakustik und Lernumgebung im Gesamtschulgebäude zu erreichen,
werden die Vorgaben der bauphysikalischen Richtlinien und Regelungen für alle Nutz- und
Aufenthaltsräume durch geeignete Abhangdecken-Systeme erreicht.
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4. Haustechnische Maßnahmen

 
Die gebäudetechnischen Maßnahmen umfassen die brandschutztechnische
Grundsicherung, die Herstellung der Elektroinstallation, die IT-Infrastruktur, die Herstellung
des Wärmeverteilnetzes und die Herstellung der Sanitäranlagen gemäß den TGA-Standards
der Stadt Halle (Saale) sowie den allgemein gültigen technischen Normen und Vorschriften. 
 
Wärmeversorgungsanlagen
Die Versorgung erfolgt durch Fernwärme. Die zu installierende Wärmeverteilung für den
Neubau erfolgt über die Heizzentrale. Bis auf wenige Ausnahmen erhalten sämtliche Räume
eine flächendeckende Fußbodenheizung. Eine entsprechende Entscheidungsvorlage wurde
durch den Auftraggeber positiv beschieden. Untergeordnete Räume wie z.B. Technikräume
erhalten statische Flachheizkörper. Die Ausführung der Verteilungsnetze richtet sich nach
den aktuellen Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes bzw. nach den
Systemtemperaturen des wärmeleitenden Mediums mit bestmöglicher Effizienz und
Energieeinsparung.
 
Lüftungs-/ Kälteanlagen
Die Belüftung der Klassen- und Gruppenräume erfolgt mittels Fensterlüftung. Eine
mechanische Be- und Entlüftung ist lediglich für Küche, WC-Bereiche, innenliegende Räume
und Putzmittelräume vorgesehen. Zusätzlich werden Räume belüftet, bei denen eine
Fensterlüftung nach den Arbeitsstättenregeln aufgrund der Raumtiefen und
Fensteröffnungsflächen nicht möglich ist bzw. eine hohe zu erwartende Geruchsbelästigung
und Feuchtelast vorliegt.

Sanitäranlagen
Die Warmwasserversorgung des Gebäudes erfolgt über dezentrale Warmwasserbereiter.
Die Sanitärbereiche sind auf die Bedürfnisse der Schulform angepasst.
 
Elektroinstallation
In den Räumen ist eine flächendeckende Präsenzmelder-Schaltung mit Tageslichtregelung
vorgesehen. Die erforderliche Sicherheitsbeleuchtung in den notwendigen Fluren und
Treppenhäusern sowie weiteren ausgewählten Räumen wird über eine batteriegepufferte
Flucht- und Rettungswegbeleuchtung geplant und ausgeführt. Der Neubau erhält eine
Blitzschutzanlage der Klasse 3 gemäß den geltenden Vorschriften. Weiterhin erfolgt die
Installation von Fernmelde- und Kommunikations- und sicherheitstechnischen Anlagen. Die
IT-Infrastruktur wird entsprechend den Standards der Stadt Halle (Saale) ausgestattet.
Gemäß dem vorläufigen Brandschutzkonzept ist eine Brandmeldeanlage mit
flächendeckender, automatischer Überwachung (Kategorie 1) mit akustischer Alarmierung
und Aufschaltung zur Feuerwehr vorgesehen.

Förderanlagen
Zur barrierefreien Erschließung gemäß DIN 18040 bzw. DIN EN 81-70 ist der Einbau von
drei behindertengerechten Personenaufzügen vorgesehen.
 
Gebäudeautomation
Das Gebäude wird mit einer Gebäudeautomation gemäß den Anforderungen der GEG 2024
ausgestattet. Die Anbindung der Automationsstationen an die externe
Managementbedieneinrichtung (MBE) der Stadt Halle (Saale) wird vorbereitet, und die
Regler sind für eine spätere Nachrüstung geeignet ausgelegt. Für die raumweise
Einstellmöglichkeit durch den Gebäudenutzer ist für jeden Aufenthaltsraum, der mindestens
mit einer Beleuchtungssteuerung ausgestattet ist, ein Raumbediengerät vorgesehen. Das
Raumbediengerät ermöglicht dem Nutzer die Einstellung der Beleuchtung, der
Raumtemperatur und der Jalousiestellung.
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Eine kompakte Wetterstation, die Daten über Wind, Regen, Helligkeit, Temperatur,
Luftfeuchtigkeit und Sonnenstand liefert, beeinflusst den Betrieb der Heizungsanlage und
des Sonnenschutzes.
 

5. Freianlagen
 
Das Freianlagenkonzept orientiert sich am vorhandenen Baumbestand sowie am Charakter
des angrenzenden Stadtteilparks „Grüne Mitte“. Ziel ist der weitgehende Erhalt der
Bestandsvegetation unter frühzeitiger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde.
Vorgesehen sind unter anderem:

 barrierefreie Erschließungs- und Aufenthaltsflächen,
 Pausen- und Bewegungsflächen einschließlich Sportangeboten,
 ein Naturerlebnisgarten („grünes Klassenzimmer“),
 ausreichende Fahrradstellplätze über die Mindestanforderungen hinaus,
 Feuerwehrzufahrten gemäß brandschutzrechtlichen Vorgaben.

 
Die Freianlagen werden funktional, robust und vandalismussicher ausgeführt.
 

6. Nachhaltiges Bauen
 
Gemäß dem Beschluss (VII/2021/02498) der Stadt Halle (Saale) vom 29.09.2021 sind
Methoden des ökologischen bzw. nachhaltigen Bauens sowie der Einsatz gesunder
(schadstofffreier) Baustoffe bei der Planung und Umsetzung von Bauvorhaben entsprechend
zu berücksichtigen. Ziel ist es, ein Gebäude im Rahmen der Ausführung und deren
Bewirtschaftung möglichst CO2-neutral zu gestalten.
 
Des Weiteren wird eine Dachbegrünung zur Verbesserung des sommerlichen
Wärmeschutzes und des Mikroklimas geplant. Weitere Maßnahmen für ein optimales
Raumklima sind der Anbau von Außenjalousien sowie die Nutzung einer Nachtauskühlung
der Räume. Bei der Materialwahl wird konsequent auf den Einsatz von recyceltem Material
geachtet.
 
Die Anforderungen des GEG 2024 werden bei der Errichtung des Neubaus eingehalten. Die
Versorgung des Gebäudes mit Wärme erfolgt durch die örtliche Fernwärme der Stadt Halle
(Saale). Zur Vermeidung von Energieverlusten erfolgt die dezentrale Warmwasserbereitung
nur an den notwendigen Entnahmestellen.
 
Auf dem Dach des 2. Obergeschosses ist die Möglichkeit einer Photovoltaikanlage
vorgesehen. Die Anlage wird bei Beschluss vollständig und funktionsfähig von der
Energieversorgung Halle (EVH / Stadtwerke) geplant und zeitgleich mit dem Gesamtprojekt
errichtet.
 
 
7. Barrierefreiheit
 
Der Neubau wird grundsätzlich barrierefrei geplant. Wesentlich dabei ist die nach DIN
18040-1 barrierefreie Ausbildung aller öffentlich zugänglichen Räume des Gebäudes. Das
Foyer wird vom Pausenhof auf der Südseite des Neubaus ebenerdig erschlossen. Über
dieses erreicht man sämtliche erdgeschossigen Nutzungen niveaugleich und schwellenlos.
 
Für die vertikale Erschließung stehen drei barrierefreie Aufzüge zur Verfügung, die alle
Geschosse und Ebenen / Niveaus des Gebäudes miteinander verbinden. Ausreichend breite
Türen und Flure ermöglichen einen problemlosen Zugang sämtlicher Räume. Zwei
barrierefreie WCs in zentraler Lage werden pro Etage vorgesehen. 
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Die einfache Grundrissstruktur erlaubt eine optimale Orientierung im Gebäude sowie eine
intuitive Wegeführung. Ungeachtet dessen wird ein Leit- und Orientierungssystem
vorgesehen.
 
 
8. Zeitplan der Planung und des Bauablaufs
 
Entwurfsplanung: I. Quartal 2026
Genehmigungsplanung: I. Quartal 2026 - III. Quartal 2026
Baubeschluss: II. Quartal 2026
Ausführungsplanung: ab IV. Quartal 2026
Ausschreibung / Vergabe: IV. Quartal 2026 - I. Quartal 2027
Baubeginn: II. Quartal 2027
Bauende: II. Quartal 2029

9. Kosten und Finanzierung
 
Mit fortschreitender Planungstiefe wurden auf Basis einer Kostenberechnung nach DIN 276
die Gesamtkosten für den neuen Planungsansatz ermittelt (Kostengruppen 200 bis 700; alle
Angaben brutto).
 

Kostengruppe Kosten (alle Angaben brutto)

KG 100 – Grundstück: 0,00 €

KG 200 – Herrichten und Erschließen: 695.837,00 €

KG 300 – Bauwerk-Baukonstruktion: 10.693.564,00 €

KG 400 – Bauwerk-Technische Anlagen: 4.396.235,00 €

KG 500 – Außenanlagen: 1.689.653,00 €

KG 600 – Ausstattung und Kunstwerke: 688.072,00 €

KG 700 – Baunebenkosten: 3.320.753,85 €

Summe: 21.484.114,85 €

Ausweisung Risikozuschlag i.H.v. 10 % 1.816.336,10 €

Ausweisung Bauzeitindizierung ab 
Kostenberechnung (4 % /a)

3.196.751,54 €

Summe: 26.497.202,49 €

 
Bei der Kostenberechnung (LPH 3) handelt es sich um eine Kostenermittlung, die im
Projektverlauf bezogen auf den jeweiligen Planungsfortschritt einmalig und zu einem
bestimmten Zeitpunkt durchgeführt wird. Die Reserve für Risiken ist ein zusätzlich
einzuplanender Kostenbetrag, der Unsicherheiten und Unvorhergesehenes im Projekt
abdeckt. Sie wird oberhalb der eigentlichen Kostengruppen betrachtet und ist kein
Bestandteil der Baukosten selbst. 
 
Die Norm DIN 276 Kosten im Hochbau verlangt ausdrücklich, dass Risiken identifiziert und in
Form einer Reserve in den Kosten berücksichtigt werden. Die aufgeführten Aufschläge für
Baukostenindizierung und Risikozuschlag sind für einen reibungslosen und effizienten
Planungs- und Bauablauf der Maßnahme unabdingbar, um bei Erfordernis stetig
handlungsfähig agieren zu können. Der veranschlagte Risikozuschlag in Höhe von 10 %
wurde berücksichtigt, da es sich bei der Baumaßnahme um die Errichtung eines Neubaus
handelt.
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Der Ansatz für Baupreissteigerungen wird zusätzlich zur eingeplanten Reserve für Risiken
als Preissteigerungsreserve / Bauteuerung (Inflationsrisiko) geführt.
 
Haushaltsplan 2026 ff. (alle Angaben brutto)
 PSP-Element 8.22101020

 
Ist Vorjahre
(in EURO)

HER
(in EURO)

2026
(in EURO)

2027
(in EURO)

2028
(in EURO)

Auszahlungen 1.023.802,49 1.143.400,00 3.950.000,00 11.130.000,00 9.250.000,00

gesamt 26.497.202,49
 
Haushaltsplanung 2027 ff. (alle Angaben brutto)
 PSP-Element 8.22101020

 
Ist Vorjahre
(in EURO)

2026
(in EURO)

2027
(in EURO)

2028
(in EURO)

2029
(in EURO)

Auszahlungen 1.023.802,49 1.401.200,00 6.793.200,00 12.275.200,00 5.003.800,00

gesamt 26.497.202,49

 
Die Ausführung erfolgt unter dem Vorbehalt der gesicherten Finanzierung.

10. Folgekosten
 
Nach Fertigstellung des Neubaus im Jahr 2029 betragen die jährlichen Bewirtschaftungs-
und Folgekosten 1.010.112,13 € brutto.
 
Bewirtschaftungs- und Folgekosten – Ergebnishaushalt
 
Die Kennwerte basieren auf Angaben von Vergleichsobjekten und den Kostenkennwerten für
Sonderschulen des Baukosteninformationszentrums (BKI).
 

Kostenart
Brutto-

geschoss-
fläche (m²)

(brutto) Kosten
pro m² und Jahr

(brutto) Kosten
pro Jahr

Betriebskosten (Ver- und Entsorgung, 
Objektüberwachung)

6.422 12,41 € 79.697,02 €

Wartung/ Inspektion/ wiederkehrende 
Prüfungen

6.422 8,48 € 54.458,56 €

Hausmeister 6.422 13,20 € 84.770,40 €

Reinigung Gebäude/ Glasreinigung/ 
Grundreinigung

6.422 10,01 € 64.284,22 €

Instandsetzung (Baukonstruktion, TGA) 6.422 14,39 € 92.412,58 €

 Fläche (m²)   

Pflege Außenanlagen 5.680,00 1,75 € 9.940,00 €

Gesamtsumme ohne AfA (brutto)   385.562,78 €

Abschreibung (AfA)   624.549,35 €

Auflösung Sonderposten   0,00 €

Gesamtsumme inkl. AfA (brutto)   1.010.112,13 €
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11. Familienverträglichkeit
 
Mit der Realisierung der Vorzugsvariante werden die Lehr- und Lernbedingungen für
Schülerinnen und Schüler sowie für die Lehrerschaft umfassend verbessert. Damit ist die
Familienverträglichkeit der Baumaßnahme gegeben.
 
 
12. Klimarelevanz
 
Bei dem Neubau inkl. der Haustechnik werden bei der Umsetzung die aktuell gültigen
technischen Richtlinien und Standards erfüllt sowie die geforderten modernen Kriterien
eines nachhaltigen und energiebewussten Gebäudes. Bei den eingesetzten Baustoffen
wird ein möglichst hoher Recyclinganteil angestrebt. Bei der Fassade sowie im Ausbau wird
auf den Einsatz von möglichst wiederverwend- bzw. wiederverwertbaren Materialien und
eine sortenreine Trennbarkeit geachtet. Die Gesamtbilanzierung ist nach modernen
Standards als positiv zu bewerten.
 
Die haustechnischen Anlagen werden unter Beachtung der wirtschaftlichen Gesichtspunkte
bei der Investition und auch unter Beachtung späterer geringer Betriebskosten geplant.

13. Weiteres Vorgehen
 
Als nächster Schritt erfolgt die Planung in den weiteren Leistungsphasen der HOAI. Die
Baugenehmigung für den Neubau ist für das 3. Quartal 2026 geplant.
 
 
Anlagen:
 
Anlage gesamt:

Anlage 1 Präsentation
Anlage 2 Checkliste Barrierefreies Bauen
Anlage 3 Kostenvergleich
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